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Anja Sciarra

Den Asylsuchenden in Basel-
Stadt wird das Bargeld nicht ge-
strichen: Der Basler Grosse Rat
hat sich gestern deutlich gegen
eine Forderung von SVP-Gross-
rat Joël Thüring und Konsorten
ausgesprochen, welche die Ein-
führung einer Bezahlkarte für
Asylbewerber nach deutschem
Vorbild forderte.

Dies entspräche einer Praxis-
änderung. Heute werden die
finanziellen Hilfeleistungen an
die verschiedenen Asylgruppen
grossmehrheitlich in bar ausge-
zahlt. Und genau daran macht
die SVP ein hohes Missbrauchs-
potenzial fest. Asylsuchende
könnten die Hilfeleistungen für
«illegale Aktivitäten» ausgeben
oder aber an Familienmitglieder
in ihrer Heimat schicken – im
schlimmeren Fall auch Schlep-
perbanden geben.

«Nur ein einziger Franken pro
Tag reicht aus, um im Heimat-
land eine Familie zu unterstüt-
zen», argumentierte Thüring im
Parlament.Darumhabe sich eine
regelrechte Industrie gebildet, in
derAsylbewerber in Europa Geld
in ihre Ursprungsländer zurück-
schickten. Oder eben Schlepper
bezahlten, die sie herbrächten.
Das berge Fehlanreize, die mit

einer Prepaidkarte eingedämmt
werden könnten. Mit einer Kar-
te nehme man den Asylsuchen-
den nichtsweg,vielmehr sei eine
solche praktisch und helfe auch
gleich noch dabei, das «Asylcha-
os»,wie es Pascal Messerli (SVP)
nannte, in den Griff zu kriegen.

SP-Grossrätin:
Ein «Nicht-Problem»
Abgesehenvon der SVP-Fraktion
sowie Teilen der LDP- und der
Mitte/EVP-Fraktion konnte das

Parlament dem Vorschlag nichts
abgewinnen. Dass Asylsuchende
das wenige Geld, das sie erhiel-
ten, anderweitig nutzenwürden,
sei ein «Nicht-Problem», so SP-
Grossrätin Hanna Bay.

Eine«Überwachungsmassnah-
me» nannte es Basta-Grossrat
Nicola Goepfert, welche die Aus-
grenzung von Geflüchteten be-
stärke. «Sie schliesst auch von
gesellschaftlichenAktivitätenwie
Strassenfesten oderFlohmärkten
aus, wo nur mit Bargeld bezahlt

werden kann.» Auch die Regie-
rung war nicht bereit, den Vor-
stoss entgegenzunehmen. Die
Forderung bringe gleichmehre-
re Probleme und Unklarheiten
mit sich, erörterte Wirtschafts-
direktor Kaspar Sutter (SP). Für
Personenmit hängigemAsylver-
fahren – aktuell leben 95 davon
imKanton – sei derBund zustän-
dig, der sie in allererster Liniemit
Sachleistungen wie Essen und
Unterkunft unterstütze. Zudem
erhalten sie einTaschengeld von

drei Franken täglich. «Das sind
zehn Zigaretten. Ich glaube nicht,
dass eine Bezahlkarte, die viel
Kosten und Bürokratie verursa-
chenwürde, irgendeineWirkung
hätte», so Sutter.

84 Personen erhalten
zwölf Franken amTag
Personen mit einem negativen
Asylentscheid, deren Rückfüh-
rung ins Ursprungsland jedoch
nicht möglich ist, erhalten eine
sogenannte Nothilfe. Auch hier
rechne sich die Einführung einer
Bezahlkarte nicht. «Wir sprechen
hier von 84 Personen im ganzen
Kanton, die zwölf Franken pro
Tag erhalten», sagte Sutter.

Und bei vorläufig aufgenom-
menenAsylsuchendenwolle die
Regierung nicht auf Abschre-
ckung per Bezahlkarte setzen.
Vielmehr müsse die Integration
dieserMenschen imVordergrund
stehen.

Am Ende lehnte der Grosse
Rat dieMotionmit 71 zu 21 Stim-
men bei zwei Enthaltungen ab.
Die Debatte umBezahlkarten für
Asylsuchende ist damit aber
nicht vomTisch. Gleichlautende
Vorstösse wurden in diversen
anderen Kantonen eingereicht –
auch imBaselbiet. Die Forderung
wird kommendeWoche imLand-
rat behandelt.

Asylsuchendenwird das Bargeld
in Basel nicht gestrichen
SVP wollte Bezahlkarten Die Forderung von SVP-Grossrat Joël Thüring blieb im Parlament chancenlos.
Im Baselbiet steht die gleiche Debatte noch bevor.

Smartphones sind fester Be-
standteil unseres Alltags. Das
trifft auch bei Jugendlichen zu,
von denen laut Zahlen des Bun-
des 97 Prozent über ein eigenes
Smartphone verfügen. Bei Kin-
dern zwischen 6 und 13 Jahren
liegt die Zahl bei rund 50Prozent.
Mindestens neun von zehn Ju-
gendlichen verfügen darüber
hinaus über ein eigenes Profil in
sozialenMedienwie Tiktok oder
Instagram.

Immerwiederwarnen Exper-
tinnen undExpertenvorden Fol-
gen der frühenNutzung sozialer
Medien und Chats. Aktuell sorgt
das Buch «GenerationAngst» des
amerikanischen Sozialpsycholo-
gen Jonathan Haidt für Schlag-
zeilen. Das Buch, in dem derAu-
tordie Zunahmepsychischerund
sozialer Probleme bei jungen
Menschen auf die Nutzung von
Smartphones und sozialen Me-
dien zurückführt, hat auch die
BaslerBildungspolitikerin Sandra
Bothe-Wenk aufgeschreckt.

«Die ständige Onlinepräsenz
undderDruck, auf sozialen Platt-
formen zu interagieren, verur-
sachen emotionale und kognitive
Überlastungen, die sowohl die
psychische Gesundheit als auch
zwischenmenschliche Beziehun-
gen massiv beeinträchtigen»,
schreibt sie in einem aktuellen
politischen Vorstoss.

Keine einheitlichen Regeln
Weil der Sozialpsychologe Haidt
zum Schluss kommt, dass die
Abstinenz von sozialen Medien
das einzige wirksame Mittel ge-
gen die daraus resultierenden

Störungen sei, plädiert die Bas-
ler Politikerin jetzt für eine
smartphonefreie Schule in Basel-
Stadt. Die Schulen seien ver-
pflichtet, die Gesundheit der
ihnen anvertrauten Kinder und
Jugendlichen zu schützen, argu-
mentiert die Grünliberale, die
selbst in einemKindergartenmit
angegliederterTagesstruktur tä-
tig ist. Und tatsächlich zeigen
Zahlen und Gesprächemit Fach-

leuten, dass schon Kinder über
Chats und sozialeMedienmit Cy-
bermobbing, Gewaltvideos und
härtester Pornografie konfron-
tiert werden.

Bisher gibt es zu Smartphones
im Kanton keine einheitliche
Regelung.GaudenzWacker, Spre-
cher des Erziehungsdeparte-
ments, beschreibt die Situation
so: «Die einzelnen Primarschu-
len treffen individuelle Regelun-

gen zum Gebrauch – das liegt in
der Teilautonomie der Schullei-
tungen. Dasselbe gilt für die Se-
kundarschulen,wo derGebrauch
von Smartphones aufgrund des
Alters der Schülerinnen und
Schüler naturgemäss noch viel
mehr ein Thema ist.» Auch die
Sekundarschulen würden den
UmgangmitHandysunterschied-
lich handhaben. «Je nach Stand-
ort darf das Handy zum Beispiel

im ganzen Schulgebäude nicht
verwendet werden oder es darf
etwa nur über Mittag in der Ta-
gesstruktur gebraucht werden.
Klar ist, dass dasHandynirgends
den Unterricht stören darf.»

Digitalisierung überdenken?
Bothe-Wenkmöchte nun auf po-
litischemWeg eine einheitliche,
restriktive Regelung erreichen.
In einem ersten Schritt will sie
vom Regierungsrat wissen, ob
und wann dieser bereit wäre,
«eine smartphonefreie Volks-
schule umzusetzen».Ausserdem
fragt sie sich, ob das aktuelle Prä-
ventionsangebot an den Schulen
zum Thema soziale Medien und
einer übermässigenNutzung des
Smartphones ausreicht – und ob
die Digitalisierungsstrategie an
den Schulen vor dem Hinter-
grund neuester Erkenntnisse
sinnvoll sei oder grundsätzlich
überdacht werden müsse.

DieVermittlung des Umgangs
mit digitalen Geräten, speziell
mit Smartphones und Social
Media oder Chats, habe einen
grossen Stellenwert an den Bas-
ler Schulen, sagt GaudenzWacker
dazu. Entsprechend sei der Un-
terricht in diesemBereich zuletzt
ausgebautworden: Seit dem lau-
fenden Schuljahr 2023/24 ist
derThemenbereich «Medien und
Informatik» neu ein eigenstän-
diges Fach in den 5. und 6. Pri-
marschulklassen. Ab dem kom-
menden Schuljahr werde dieser
Themenbereich auch auf Sekun-
darstufe weiter gestärkt.

Nina Jecker

Bildungspolitikerin will handyfreie Schulen
Social Media Die Grünliberale Sandra Bothe-Wenk sorgt sich um das psychischeWohl von Basler Schülern.

«Nur ein einziger
Franken pro Tag
reicht aus, um
imHeimatland
eine Familie
zu unterstützen.»

Joël Thüring
SVP-Grossrat

Joël Thüring wollte Prepaidkarten für Asylsuchende. Foto: Kostas Maros

Thomas Gander
verlässt Grossen Rat
SP-Politiker GesternnahmThomas
Gander (SP) letztmals an einer
Grossratssitzung teil. Er tritt per
Ende April aus dem Grossen Rat
zurück. Zaira Esposito wird an
seiner Stelle nachrücken. Von
2018 bis 2022 war er Fraktions-
präsident der SP. Seit 2017 war
Thomas Gander zudem Mit-
glied der Justiz-, Sicherheits- und
Sportkommission sowie der Fi-
nanzkommission. (ith)

Feuer in
der Rebgasse
Pflegeheim Gestern morgen hat
die BerufsfeuerwehrderRettung
Basel-Stadt ausrücken müssen.
Vor ihrem Eintreffen hatten
Drittpersonen bereits das Feuer
gelöscht, wie die Basler Staats-
anwaltschaftmitteilt. Die Sanität
brachte eine verletzte Person,
einen 78-jährigenMann, ins Spi-
tal. Den bisherigen Ermittlungen
derPolizei und derStaatsanwalt-
schaft zufolge,war das Feuer aus
noch zu klärenden Gründen im
ersten Stock eines Wohn- und
Pflegeheims ausgebrochen. (ith)

Nachrichten

Gestreckt oder zu stark Die Bera-
tungsstelle Drogeninfo Basel
(Dibs) hat im Jahr2023 insgesamt
410 Proben analysiert. Bei 52 Pro-
ben, also jeder achten, gab sie eine
Warnung heraus. Gründe dafür
waren ein zu hoher Wirkstoff-
anteil, Beimischung von Streck-
mitteln, unbekannte Substanzen
oderFalschdeklarationen,wie das
Basler Gesundheitsdepartement
(GD) gestern mitteilte.

Beim Kokain stellte die Dibs
jedoch einen Rückgang der ge-
streckten Substanzen im Ver-
gleich zu den Vorjahren fest. Bei
92 Prozent aller Proben handelte
es sich umKokain ohne pharma-
kologisch aktive Streckmittel. In
den erstenvier Probejahrenwur-
den hingegen noch bei rund
einemViertel allerKokainproben
Streckmittel nachgewiesen, wie
es in der Mitteilung heisst.

In den meisten untersuchten
Fällenwurde das Kokainmit dem
Entwurmungsmittel Levamisol,
dem Schmerzmittel Phenacetin
oder einemGemisch aus beidem
gestreckt. Mit 97 abgegebenen
Proben war Kokain die am häu-
figsten analysierte Substanz bei
der Dibs. Es folgen MDMA (78),
Amphetamin (55) sowie anderes
wie Meskalin, Pilze und neue
psychoaktive Substanzenmit ins-
gesamt 50 Abgaben.

Rückgang bei synthetischen
Cannabinoiden
Bei den Cannabisproben stellte
die Dibs einenRückgangvon bei-
gemischten synthetischen Can-
nabinoiden fest. Im Jahr 2023
war dies lediglich bei einer von
36 Proben derFall, imVorjahr bei
gar keiner. In den Jahren 2020
und 2021wardies noch bei 69 be-
ziehungsweise 39 Prozent der
Fall. Synthetische Cannabinoide
können grosse Gesundheitsrisi-
ken und ungewollte Wirkungen
zurFolge haben, schreibt das GD.

Konsumentinnen undKonsu-
menten können bei derDibs frei-
willig ihre Substanzen abgeben,
umderen Inhaltsstoffe analysie-
ren zu lassen. Die Dibs besteht
seit 2019 als Angebot der Sucht-
hilfe Region Basel imAuftrag der
Abteilung Sucht desGD. (ith/SDA)

Jede achte
Drogenprobe fällt
in Basel durch

Handy statt Gespräch: Schweizer Jugendliche während einer Schulreise im Jahr 2021. Foto: Simon Glauser


